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- Nrn. 2311, 2629, 2777 der Drucksachen - 


Auf den Beschluß des Deutschen Bundestages vom 21. Juni 1951 
betr. Bericht über die Durchführung des Bundesversorgungsgesetzes 
lege ich den Bericht für den Zeitraum vom 1. August bis 30. Sep- 
tember 1951 vor, dem folgende Übersichten beigefügt sind: 

1. Anerkannte Versorgungsberechtigte im Bundesgebiet Stichtag 
30. September 1951 (Anlage 1) 

f 

2. Unerledigte Rentenanträge. Stichtag 30. September 1951 (Anlage 2) 

3. Neuanträge auf Versorgung nach dem Bundesversorgungsgesetz, 
die in der Zeit vom 1. August bis 30. September 1951 gestellt 
wurden (Anlage 3) 

4. Auswirkung der Umanerkennung nach dem Bundesversorgungs- 
gesetz in der Zeit vom 1. August bis 30. September 1951 
(Anlage 4). 

Aus der Anlage 1 ist zu ersehen, daß am 30. September 1951 

45.7 v. H. der Beschädigten, 

36.4 v. H. der Witwen, 

35,2 v. H. der Halbwaisen, 

57,9 v. H. der Vollwaisen, 

26.5 v. H. der Elternteile und 

23.7 v. H. der Elternpaare, 

insgesamt 39,2 v. II. der Versorgungsberechtigten V ersorgungsbezüge 
nach den Bestimmungen des Bundesversorgungsgesetzes erhielten. 
Man darf annehmen, daß sich der Hundertsatz von 39,2 inzwischen 
weiter erhöht hat. 

Von den Sch werstbeschädigten (Beschädigte mit einer Minderung 
der Erwerbsfähigkeit von 80 bis 100 v. II.) erhielten am 30. Sep- 
tember 1951 im Bundesdurchschnitt bereits 76,2 v. II. Versorgungs- 
bezüge nach dem BVG, während der Bundesdurchschnitt bei den 
Minderbeschädigten 49,3 v. H. beträgt. 


Anlagen 1 bis 4 als Sonderdruck verteilt 

Druck: Buchdruckerei R. Madel, Bonn, Bonner Talweg 106 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Andernach, Breite Str. 30. 



Die unerledigten Rentenanträge (Anlage 2) sind in der Zeit vom 
1. August bis 30. September 1951 nur um 2.665 angestiegen, 
während in der gleichen Zeit fast 99.000 Neuanträge auf Ver- 
sorgung (Anlage 3) gestellt wurden. Daraus ist zu entnehmen, daß 
in den Monaten August bis September 1951 rd. 96.000 unerledigte 
Rentenanträge erledigt wurden. 

Im Berichtszeitraum führten 78,1 v. H. der Umanerkennungen zu 
Rentenerhöhungen und 21,3 v. H. zu Rentenkürzungen. 


Storch 



